
Aktenzeichen: 3 AZR 942/94
Bundesarbeitsgericht 3. Senat Urteil vom 05. Dezember 1995

- 3 AZR 942/94 -
I. Arbeitsgericht Düsseldorf

II. Landesarbeitsgericht 
Düsseldorf

Urteil vom 15. April 1994
- 8 Ca 8908/93 -
Urteil vom 24. August 1994
- 11 Sa 918/94 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Ja

Entscheidungsstichwort:
Auf der Anrechnung von Kindererziehungszeiten beruhende ge­setzliche Altersrente und Gesamtversorgungssystem

Gesetz:
BetrAVG § 5; GG Art. 3, 6; Gesetz zur Neuordnung der Hinter­bliebenenrenten sowie zur Anerkennung von Kindererziehungs­zeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung vom 11. Juli 1985 (HEZG); AVG §§ 2 a, 28 a; SGB VI § 3 Nr. 1, § 56, § 249

Leitsatz:
Im Rahmen eines Gesamtversorgungssystems kann die gesetzliche 
Altersrente auch insoweit angerechnet werden, wie sie auf der 
Anerkennung von Kindererziehungszeiten beruht.
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Im Namen des Volkes!

3 AZR 942/94
11 Sa 918/94 Düsseldorf

Verkündet am 
5. Dezember 1995

Urteil
Bittner,
Amts inspektor
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 5. Dezember 1995 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Heither, die Richter Kremhelmer und 
Bepler sowie den ehrenamtlichen Richter Dr. Michels und die 
ehrenamtliche Richterin Martschin für Recht erkannt:
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1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 24. Au­
gust 1994 - 11 Sa 918/94 - wird zurückgewie­
sen .

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tra­
gen .

V o n  R e c h t s  w e g e n

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten um die Höhe der dem Kläger zustehenden 
Altersunterstützung.

Der am 5. Dezember 1921 geborene Kläger war vom 2. Juli 1956 
bis zum 30. Juni 1985 bei der Gewerkschaft der Eisenbahner 
Deutschlands angestellt. Seit dem 1. Juli 1985 bezieht er gesetz­
liche Altersrente von der Bundesversicherungsanstalt für Ange­
stellte sowie eine Altersunterstützung nach Maßgabe der Unter­
stützungsrichtlinien der beklagten Gruppenunterstützungskasse, 
deren Mitglied die frühere Arbeitgeberin des Klägers ist.

Die Altersunterstützung, die sich zunächst auf 4.183,27 DM 
brutto belaufen hatte, wurde von der Beklagten mit Wirkung zum
1. Januar 1987 um 21,90 DM gekürzt. Um diesen Betrag hatte sich 
zum gleichen Zeitpunkt der gesetzliche Rentenanspruch erhöht auf­
grund der Anrechnung von Kindererziehungszeiten. Bei ihrer An­
rechnung stützte sich die Beklagte auf § 8 Abs. 1 Nr. 3 ihrer Un­
terstützungsrichtlinien 1980 in der Fassung vom 1. Januar 1986.
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Dort heißt es:

- 3 -

"§ 8
Neuberechnung der Unterstützung

(1) Die Unterstützung wird neu berechnet, wenn

3. eine anrechenbare Leistung bewilligt, 
erhöht oder wegen Änderung der Verhält­
nisse des Berechtigten gekürzt, gemin­
dert oder eingestellt wird.

(3) Die Unterstützung bleibt unberührt, wenn 
sich eine anrechenbare Leistung durch An­
passung ändert.

Weiter heißt es in den Unterstützungsrichtlinien 1980/1986 
im hier wesentlichen:

"S 6
Berechnung der Unterstützung

(1) Die Unterstützung beträgt für jedes volle 
Jahr der Anmeldungszeit 2 v.H. des Bemes­
sungsentgeltes .

(2) Die Zurechnungszeit bei Berufs- oder Er­
werbsunfähigkeit wird mit 1,5 v.H. des Be­
messungsentgeltes für jedes volle Jahr an­
gerechnet .

(3) Die Unterstützung darf 60 v.H. des Bemes­
sungsentgeltes nicht übersteigen.

(4) Die Unterstützung darf zusammen mit den an­
rechenbaren Leistungen als Gesamtversorgung 
75 v.H. des Bemessungsentgeltes nicht über­
steigen .
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S 7
Anrechnung von Leistungen

(1) Auf die Unterstützung werden angerechnet
1. Geldleistungen aus der Sozialversicherung 

ohne Leistungen für Kinder und ohne Bei­
tragszuschüsse .

2. a) Knappschaftsrenten,
b) Versorgungsbezüge nach beamtenrechtlichen 

Vorschriften und Grundsätzen,
c) die Versorgung ehemaliger Abgeordneter, 

Staatssekretäre und Minister
nach näherer Bestimmung durch den Kassenvor­
stand .

3.
(2) Die in Abs. 1 genannten Leistungen werden 

nur dann angerechnet, soweit sie zusammen 
mit der Unterstützung als Gesamtversorgung 
75 v.H. des Bemessungsentgeltes überstei­
gen . "

Der Kläger, der mit der gesetzlichen Rente und der Altersun­
terstützung der Beklagten eine Gesamtversorgung in Höhe von 75 % 
des Bemessungsentgeltes erreicht, hat geltend gemacht, die Neube­
rechnung der Altersunterstützung sei unzulässig. Er habe deshalb 
in der Zeit zwischen dem 1. Januar 1987 und dem 31. Dezember 1993 
eine um insgesamt 1.908,24 DM zu niedrige Altersunterstützung er­
halten. Auch für die Zukunft müsse die Beklagte die entsprechende 
Anrechnung unterlassen. Im übrigen sei § 7 Abs. 1 der Unterstüt­
zungsrichtlinien 1980/86 zu unbestimmt und deshalb unwirksam. Au­
ßerdem handele es sich bei den in Frage stehenden Rentenanteilen 
nicht um Erwerbsersatzeinkommen, das nach dem Willen der Richtli­
nie anzurechnen sei, sondern um eine Transferleistung des Staates 
als Ausgleich für die Leistungen, die der Kindererziehende für 
das Funktionieren des Systems der gesetzlichen Altersversorgung
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erbracht habe. Es sei verfassungswidrig, dem Kläger diesen Aus­
gleich über eine Anrechnung auf die Altersunterstützung wieder zu 
entziehen. Eine Anrechnung sei auch nach § 5 Abs. 2 BetrAVG aus­
geschlossen. Es handele sich hier um einen Rentenanteil, der nach 
seinem Funktion so zu behandeln sei, als habe der Kläger allein 
für die betreffenden Zeiten die Beiträge zur gesetzlichen Renten­
versicherung erbracht.

Die Beklagte verstoße bei ihrer Anrechnungsentscheidung auch 
gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz, indem sie - dies ist un­
streitig - eine Anrechnung des auf Kindererziehungszeiten entfal­
lenden Rentenanteils auf die Altersunterstützung nur dann vorneh­
me, wenn der betreffende Rentner eine Vollversorgung erreicht 
habe, während im übrigen eine Anrechnung unterbleibe.

Der Kläger hat beantragt,

1. den beklagten Verein zu verurteilen, an den 
Kläger 1.908,24 DM nebst 4 % Zinsen seit dem 
21. Dezember 1993 zu zahlen;

2. festzustellen, daß der beklagte Verein die an­
teilige (dynamisierte) gesetzliche Rente für 
Kindererziehungszeiten der Bundesversiche­
rungsanstalt für Angestellte nicht mit der von 
ihm gezahlten Altersunterstützung verrechnen 
darf .

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. § 5 Abs. 2 
BetrAVG stehe der Anrechnung der auf Kindererziehungszeiten ent­
fallenden gesetzlichen Altersrente nicht entgegen. Die Rentenan­
teile aus Kindererziehungszeiten beruhten nicht auf eigenen Bei­
trägen des Versicherten. Sie seien vielmehr so zu behandeln, als 
beruhten sie auf Pflichtbeiträgen. Es entspreche der Billigkeit,
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daß eine Anrechnung dann nicht vorgenommen werde, wenn das ver­
sorgungsfähige Arbeitsentgelt wegen Teilzeitarbeit gemindert ge­
wesen sei oder eine Vollversorgung nicht erreicht werde. Auch 
verfassungsrechtliche Bedenken bestünden gegenüber der Anrechnung 
nicht.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben die Klage ab­
gewiesen. Mit seiner Revision verfolgt der Kläger seinen Sachan- 
trag weiter.

E n t s c h e i d u n a s q r ü n d e  :

Die Revision ist unbegründet. Die Vorinstanzen haben die 
Klage zu Recht abgewiesen. Die Beklagte war berechtigt, die auf 
die Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten zurückgehende Er­
höhung der gesetzlichen Rente zum Gegenstand einer Neuberechnung 
und Minderung der Altersunterstützung nach ihren Unterstützungs­
richtlinien zu machen.

A. Die Klage ist zulässig. Dies gilt auch für den Feststel­
lungsantrag zu 2. (§ 256 Abs. 2 ZPO). Bei dem von der Beklagten
geltend gemachten Verrechnungsrecht handelt es sich um eine für 
die Entscheidung über den Klageantrag zu 1. vorgreifliehe Rechts­
beziehung. Besteht dieses Verbot, steht die Begründetheit des 
Klageantrages zu 1. dem Grunde nach fest.

- 7 -
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B. Die zulässige Klage ist jedoch nicht begründet. Die Beklagte 
war und ist berechtigt, die auf Kindererziehungszeiten entfallen­
de anteilige gesetzliche Rente bei der Berechnung des Altersun­
terstützungsanspruchs des Klägers mindernd zu berücksichtigen.

I. Die Beklagte war nach § 8 Abs. 1 Nr. 3 der Unterstützungs­
richtlinien der Beklagten in der am 1. Januar 1986 in Kraft ge­
tretenen Fassung (URL 1986) befugt, die Altersunterstützung zum
I. Januar 1987 neu zu berechnen. Der Erhöhung der gesetzlichen 
Altersrente des Klägers zum 1. Januar 1987 lag keine Anpassung 
der gesetzlichen Rente an die Kaufkraftentwicklung zugrunde, die 
nach § 8 Abs. 3 URL 1986 nicht zu einer Neuberechung der Alters­
unterstützung führen darf. Rechtsgrund der Erhöhung der gesetzli­
chen Rente war vielmehr eine gesetzliche Neuregelung. Durch das 
Gesetz zur Neuordnung der Hinterbliebenenrenten sowie zur Aner­
kennung von Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen Rentenver­
sicherung (HEZG) vom 11. Juli 1985 wurde die rentenbegründende 
und rentensteigernde Anrechnung von Kindererziehungsjahren einge­
führt, die auch dem Kläger zugute kam.

II. Bei der im Zusammenhang mit der Einführung der Anrechnung 
der Kinderbetreuungszeiten im Jahre 1985 neu berechneten gesetz­
lichen Altersrente des Klägers handelt es sich um eine anrechen­
bare Leistung, nämlich um eine "Geldleistung aus der Sozialversi­
cherung ohne Leistungen für Kinder und ohne Beitragszuschüsse"
(§ 7 Abs. 1 Nr. 1 URL 1986).

1. Der Wortlaut von § 7 Abs. 1 Nr. 1 URL 1986 ist eindeutig. 
Alles das, was seitens der gesetzlichen Sozialversicherung an
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Geldleistungen dem Leistungsempfänger zugewendet wird, soll bei 
der Berechnung der Gesamtversorgung angerechnet werden. Lediglich 
Leistungen für Kinder, die also im Ergebnis nicht dem Leistungs­
empfänger, sondern einem Kind des Leistungsempfängers zugute kom­
men sollen, und Beitragszuschüsse sind ausgenommen.

2. Diese Regelung ist hinreichend bestimmt.

a) Nach dem Urteil des Senats vom 5. September 1989 (- 3 AZR 
654/87 - AP Nr. 32 zu § 5 BetrAVG), auf das sich der Kläger be­
ruft, müssen Bestimmungen, die eine Anrechnung anderweitiger Ver­
sorgungsleistungen vorsehen, die Anrechnungstatbestände für den 
Vertragspartner erkennbar und eindeutig beschreiben. Aus dieser 
Entscheidung kann der Kläger für sich nichts herleiten. Der Wort­
laut des § 7 Abs. 1 Nr. 1 URL 1986 ist hinreichend bestimmt. Es 
kann allenfalls fraglich sein, ob unter diese Anrechnungsbestim­
mung auch Sozialleistungen fallen, die nach § 5 BetrAVG auch im 
Rahmen eines Gesamtversorgungssystems nicht anrechnungsfähig 
sind. Dies ist aber keine Frage der Bestimmtheit der Regelung, 
sondern von deren gesetzeskonformer Auslegung.

b) Die Anrechnungsregelung ist auch nicht deshalb unbestimmt,
weil sie dem Kassenvorstand die Befugnis einräumt, über den Um­
fang der Anrechnung nähere Bestimmungen zu treffen. Die vom Klä­
ger in Bezug genommene Regelung in den Unterstützungsrichtlinien 
betrifft nicht die Anrechnung von Geldleistungen aus der Sozial­
versicherung nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 URL 1986, sondern Knapp­
schaftsrenten und sonstige Versorgungsbezüge nach § 7 Abs, 1
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Nr. 2 URL 1986. Ob diese Regelung hinreichend bestimmt ist, be­
darf im vorliegenden Fall keiner Entscheidung.

3. Nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 der Richtlinien ist die zum 1. Januar 
1987 neu berechnete gesetzliche Rente des Klägers in vollem Um­
fang, also einschließlich des auf die Kindererziehungszeiten ent­
fallenden Rentenanteils, anzurechnen.

a) Es handelt sich insgesamt um eine "Geldleistung aus der So­
zialversicherung". Die gesamte Altersrente wird vom Träger der 
Sozialversicherung auf der Grundlage sozialversicherungsrechtli­
cher Vorschriften gezahlt. Die rentensteigernde Berücksichtigung 
der Kindererziehungszeiten beruhte ursprünglich auf den durch das 
Gesetz zur Neuordnung der Hinterbliebenenrenten sowie zur Aner­
kennung von Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen Rentenver­
sicherung (HEZG) in das AVG eingefügten § 2 a und § 28 a. Die 
heute geltenden Rechtsgrundlagen sind § 3 Nr. 1, § 56 und § 249 
SGB VI (vgl. hierzu BVerfGE 87, 1, 8; Hauck/Klattenhoff, SGB VI, 
Stand: 1. September 1995, K § 56 Rz 7; GK-SGB VI-Wolff, Stand: 
Januar 1992, § 56 Rz 13).

b) Die Leistung aus der Sozialversicherung erfolgt auch nicht 
"für Kinder", soweit die Rente auf Kindererziehungszeiten beruht. 
Zu den Leistungen für Kinder gehören solche Zahlungen, wie z.B. 
Kinderzuschüsse, die dem Zweck dienen, die Aufwendungen teilweise 
auszugleichen, die Anspruchsberechtigten durch die Betreuung und 
den Unterhalt von Kindern entstehen (BAG Urteil vom 21. August 
1980 - 3 AZR 63/79 - AP Nr. 5 zu § 5 BetrAVG), Bei dem auf der
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Anrechnung von Kindererziehungszeiten beruhenden Anteil der ge­
setzlichen Altersrente handelt es sich demgegenüber um eine Lei­
stung des Sozialversicherungsträgers an den Rentenempfänger um 
der Leistung willen, die der Rentenempfänger im Interesse der 
Allgemeinheit erbracht hat. Dies wird in der amtlichen Begründung 
zum Entwurf des HEZG deutlich (BT-Drucks. 10/2577, S. 28):

"Frauen und Männer, die Kinder erziehen, erbrin­
gen mit der Kindererziehung eine Leistung, die im 
Interesse der Allgemeinheit liegt. Diese Leistung 
findet in vielen Bereichen eine Anerkennung... Im 
Recht der gesetzlichen Rentenversicherung jedoch 
ist eine Anerkennung der mit der Kindererziehung 
verbundenen Leistung nicht enthalten; dies ist um 
so mehr ein Mangel, als in Familien mit kleinen 
Kindern vielfach ein Ehegatte - häufig die Frau - 
während der Erziehung gar nicht oder nur einge­
schränkt in der Lage ist, eigene Rentenansprüche 
aufzubauen. Demgegenüber können in Familien ohne 
Kinder oder mit bereits erwachsenen Kindern beide 
Ehegatten ohne Einschränkungen erwerbstätig sein 
und einen vollen eigenen Rentenanspruch erwerben.
Die Anerkennung von Kindererziehungszeiten in der 
gesetzlichen Rentenversicherung ist ein entschei­
dender Beitrag zu einer Gleichbewertung der Tä­
tigkeit in der Familie und der außerhäuslichen 
Erwerbstätigkeit. Die Tätigkeit in der Familie 
und bei der Kindererziehung erfährt hierdurch 
eine deutliche Aufwertung."

c) Die volle Anrechnung der gesetzlichen Altersrente des Klä­
gers steht auch in Übereinstimmung mit dem Zweck der Anrechnungs­
bestimmung im Rahmen der dem Kläger versprochenen Betriebsrente. 
In einem Gesamtversorgungssystem, wie es die Unterstützungsricht­
linien regeln, sollen sich solche anderweitigen Leistungen an­
spruchsmindernd auswirken, die in einem unmittelbaren sachlichen 
Zusammenhang mit der versprochenen Betriebsrente stehen. Dieser 
Zusammenhang besteht bei Leistungen aus der gesetzlichen Renten­
versicherung und einem betrieblichen Ruhegeld, die jeweils an die
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Erwerbstätigkeit während des Arbeitslebens anknüpfen und einen am 
früheren Arbeitseinkommen orientierten Lebensunterhalt sicher­
stellen sollen. Nichts anderes gilt auch für die auf das Gesetz 
zur Neuordnung der Hinterbliebenenrente sowie zur Anerkennung von 
Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung zu­
rückgehenden Rentenerhöhungen. Sie beruhen zwar nicht auf tat­
sächlicher Erwerbstätigkeit. Das Gesetz wollte jedoch erreichen, 
daß Kindererziehungszeiten, in denen ein Elternteil keine oder 
nur eine geringe Rentenanwartschaft in der gesetzlichen Renten­
versicherung erdienen konnte, wie anwartschaftsbegründende Zeiten 
der Erwerbstätigkeit behandelt werden (vgl. BSGE 69, 101, 104;
Voskuhl, Die soziale Sicherung der Frau in der Bundesrepublik 
- Grundzüge der 84er Reform - in Neue Bewährungsproben für die 
betriebliche Altersversorgung, 1985, S. 84, 92). Leistungsempfän­
ger, die aufgrund der Kindererziehung gehindert waren, einer vol­
len anwartschaftsbegründenden Erwerbstätigkeit nachzugehen, sol­
len nicht besser oder anders gestellt werden, als durchgängig 
voll erwerbstätige Arbeitnehmer, sondern im Grundsatz ebenso.

III. Eine Anrechnung des auf Kindererziehungszeiten beruhenden 
Teils der gesetzlichen Rente des Klägers steht nicht im Wider­
spruch zu § 5 Abs. 2 BetrAVG.

1. Dieser Rentenanteil beruht nicht auf eigenen Beiträgen des 
Klägers (§ 5 Abs. 2 Satz 1 BetrAVG). Hierbei kommt es nur darauf 
an, wer die Mittel für die anderen Versorgungsbezüge aufgebracht 
hat. Betriebstreue oder in einem früheren Arbeitsverhältnis er­
brachte Arbeitsleistungen, die dort zu einem ersten Betriebsren­
tenanspruch geführt haben, sind keine eigenen Beiträge i.S. des
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§ 5 Abs. 2 Satz 1 BetrAVG (BAGE 66, 2 8 2  = AP Nr. 36 zu § 5 
BetrAVG). Entsprechendes gilt für Rentenanteile, die auf Kinder­
erziehungszeiten zurückgehen. Die Leistungen, die ein Arbeitneh­
mer während Kindererziehungszeiten erbracht hat, sind keine eige­
nen Beiträge für die sich hieraus ergebende Rentensteigerung. Die 
Mittel für diese Versorgungsbezüge müssen von der Versichertenge­
meinschaft bzw. dem den Versorgungsaufwand refinanzierenden Staat 
aufgebracht werden.

2. Die Anrechnungsmöglichkeit ergibt sich darüber hinaus auch 
aus § 5 Abs. 2 Satz 2 BetrAVG. Der auf Kindererziehungszeiten zu­
rückgehende Rentenanteil gilt als auf Pflichtbeiträgen beruhender 
Teil der gesetzlichen Rente. Diese sich heute unmittelbar aus 
§ 56 Abs. 1 SGB VI ergebende Rechtslage gilt auch rückwirkend für 
die Zeit vor dem 1. Januar 1986 (§ 249 SGB VI; vgl. GK-SGB VI- 
Wolff, § 56 Rz 13; Zweng/Scheerer/Buschmann/Dörr, Handbuch der 
Rentenversicherung, Teil II-Sozialgesetzbuch VI-, 3. Aufl.,
Stand: 7/94, § 56 Rz 7). Daß der frühere Arbeitgeber des Renten­
empfängers für diesen Anteil keine eigenen Mittel aufwenden 
mußte, ist unerheblich. Entscheidend ist, wie sich im Zusammen­
hang mit § 5 Abs. 2 Satz 1 BetrAVG ergibt, daß auch der Arbeit­
nehmer hierfür keine eigenen Beiträge erbringen mußte. Wer die 
Rentenanteile finanziert hat, die nicht auf den eigenen Beiträgen 
des Versorgungsempfängers beruhen, ist für die Anwendung von § 5 
Abs. 2 Satz 2 BetrAVG ohne Belang. Es kommt nicht darauf an, ob 
dies der die Versorgung erbringende oder ein früherer oder späte­
rer Arbeitgeber gewesen ist, oder ob Bundeszuschüsse für die Ren­
tenleistungen notwendig waren (Blomeyer/Otto, BetrAVG, § 5 Rz 85, 
m.w.N.).

13

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


13

IV. Die von der Beklagten vorgenommene Anrechnung verstößt weder 
gegen Art. 119 EG-Vertrag, noch gegen Art. 3 Abs. 2 und Abs. 3 
GG, noch gegen Art. 6 GG. Die von der Neuregelung durch das Ge­
setz zur Neuordnung der Hinterbliebenenrente sowie zur Anerken­
nung von Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen Rentenversi­
cherung begünstigten Arbeitnehmer werden durch eine solche An­
rechnung nicht ohne sachlichen Grund schlechter behandelt als Ar­
beitnehmer ohne Kinder in vergleichbarer Lage. Dies gilt entgegen 
der Auffassung des Klägers auch im Zusammenhang mit der vom Senat 
für rechtswirksam gehaltenen Regelung des § 2 Abs. 4 URL 1986, 
die dazu führt, daß sich Zeiten des ruhenden Arbeitsverhältnis­
ses, also auch Zeiten eines Erziehungsurlaubs, nicht betriebsren­
tensteigernd auswirken (Senatsurteil vom 15. Februar 1994 - 3 AZR 
708/93 - AP Nr. 12 zu § 1 BetrAVG Gleichberechtigung, auch zur
Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen).

1. Es ist grundsätzlich Sache des Arbeitgebers zu bestimmen, 
welche Versorgung er verspricht. Er kann auch eine nach Betriebs­
treue sich steigernde Geldleistung in Aussicht stellen, die durch 
einen bestimmten Gesamtversorgungsumfang begrenzt ist. Ein Ar­
beitgeber verspricht damit letztlich für den Fall, daß die nach 
dem Arbeitsvertrag vorgesehene volle Gegenleistung erbracht wird, 
die Erhaltung eines nach dem letzten Verdienst berechneten Le­
bensstandards, der aus den verschiedenen typischen Versorgungs­
leistungen gespeist wird. In einem solchen Versorgungsversprechen 
ist es angelegt, ohne daß demgegenüber der Einwand sachwidriger
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Ungleichbehandlung erhoben werden könnte, daß von einem bestimm­
ten Umfang der Betriebstreue und der Erwerbstätigkeit an die Lei­
stung des Arbeitgebers geringer wird, weil die gesetzliche Ren­
tenanwartschaft während des bestehenden Arbeitsverhältnisses 
trotz Erreichung der Gesamtversorgungsobergrenze weiter ansteigt.

2. Um hier sachwidrige Auszehrungen der erdienten Betriebsren­
tenanwartschaft im Rahmen eines Gesamtversorgungssystems zu ver­
hindern, beschränkt § 5 Abs. 2 BetrAVG die Versorgungsleistungen, 
die der Arbeitgeber berücksichtigen darf. Hierzu gehört die Sozi­
alversicherungsrente aus den genannten Gründen auch insoweit, wie 
sie auf Kindererziehungszeiten zurückgeht, nicht.

3. § 5 Abs. 2 BetrAVG begrenzt die Anrechnungsmöglichkeiten in
einem Gesamtversorgungssystem allerdings nicht abschließend. Be­
grenzungen können sich auch aus sonstigen Gesetzen oder allgemei­
nen Rechtsgrundsätzen ergeben. Hierzu gehören insbesondere der 
Gleichbehandlungsgrundsatz und das Willkürverbot (BAGE 59, 217, 
221 = AP Nr. 28 zu § 5 BetrAVG, zu II 2 b der Gründe; BAGE 66, 
282, 287 = AP Nr. 36 zu § 5 BetrAVG, zu II 2 a der Gründe). Auch 
unter diesen rechtlichen Gesichtspunkten ist das vom Kläger ange­
strebte Anrechnungsverbot jedoch nicht zu rechtfertigen.

a) In die sozialversicherungsrechtliche eigentumsgleiche 
Rechtsposition des Klägers wird durch die Anrechnung nicht einge­
griffen. Die gesetzliche Rente bleibt ihm in vollem Umfang erhal­
ten.
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b) Die Anrechnung im Rahmen der betrieblichen Rente ist weder 
willkürlich, noch geschlechtsdiskriminierend oder berücksichtigt 
unzureichend die Zielsetzung aus dem Bereich der Familienförde­
rung. Dies ergibt sich aus dem Zweck der Anrechnung von Kinderer­
ziehungszeiten bei der gesetzlichen Rente. Es ging dem Gesetzge­
ber darum, Leistungsempfängern, die durch Kindererziehung daran 
gehindert waren, in vergleichbarer Weise wie kinderlose Arbeit­
nehmer durch Erwerbstätigkeit gesetzliche Rentenanwartschaften zu 
erwerben, jedenfalls in etwa diesen Arbeitnehmern gleichzustel­
len. Wer eine aufgrund von Kindererziehungszeiten gesteigerte ge­
setzliche Rente erhält, soll nicht schlechter aber auch nicht 
besser stehen als einer der aufgrund fehlender Kindererziehungs­
pflichten entsprechend länger erwerbstätig sein konnte. Dies wäre 
aber der Fall, rechnete man die gesetzliche Altersrente im Rahmen 
eines Gesamtversorgungssystems nicht auf den Betriebsrentenan­
spruch an, soweit er auf der Berücksichtigung von Kindererzie­
hungszeiten beruht: Ein Arbeitnehmer, der wie der Kläger bei an­
sonsten unveränderten Bedingungen wegen fehlender Kindererzie­
hungspflichten entsprechend länger erwerbstätig war, würde auf­
grund der aus diesem Grund gesteigerten gesetzlichen Rente ebenso 
wie der Kläger eine Minderung der Altersunterstützung hinnehmen 
müssen. Auch er hätte die Gesamtversorgungsobergrenze bereits er­
reicht, so daß eine Verbesserung der gesetzlichen Rente sich min­
dernd auf die zusätzliche Altersunterstützung auswirken müßte. 
Damit liegt in der Anrechnung der auf Kindererziehungszeiten zu­
rückgehenden Rentenanteile keine geschlechtsbezogene oder anson­
sten willkürliche Ungleichbehandlung. Die Anrechnung ist die
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Folge aus dem in den Unterstützungsrichtlinien geregelten Gesamt­
versorgungssystem, die jeden Arbeitnehmer in gleicher Weise tref­
fen kann.

V. Die Beklagte verstößt schließlich auch nicht gegen den ar­
beitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz, wenn sie die Renten­
erhöhung aus Kindererziehungszeiten bei solchen Arbeitnehmern 
nicht anrechnet, die die Gesamtversorgungsobergrenze nicht er­
reicht haben. Soweit es um Arbeitnehmer geht, die von einer Tä­
tigkeit bei einem Mitglied der Beklagten aus in den Ruhestand.ge­
treten sind, eine Vollversorgung aber nicht erreicht haben, er­
gibt sich die fehlende Anrechnungsmöglichkeit bereits aus der Un­
terstützungsrichtlinie: Geldleistungen aus der Sozialversicherung 
wirken sich nur dann auf die Altersunterstützung mindernd aus, 
wenn sie zusammen mit der durch Betriebstreue erdienten Altersun­
terstützung die Gesamtversorgungsobergrenze überschreiten.

Soweit die Erreichung der Gesamtversorgungsobergrenze auf 
einem vorzeitigen Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis und der 
daraus folgenden ratierlichen Kürzung des Anspruchs auf Altersun­
terstützung beruht, gilt nichts anderes. Es besteht ein sachli­
cher Grund, Arbeitnehmer, welche die Vollversorgung erreicht 
haben, anders zu behandeln, als solche, bei denen dieses Versor­
gungsziel noch nicht erreicht worden ist.

Dr. Heither Kremhelmer Bepler
Martschin Michels
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